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3 8 4 . Verordnung: 10. Bundesrechenamtsverordnung
3 8 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Festsetzung von Mehrleistungszulagen für

Maschinschreibarbeiten (Schreib- und Ansageprämien)
3 8 6 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 124 Königswiesener Straße im Bereich

der Gemeinden Bad Zell und Pierbach
3 8 7 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 durch

den Verfassungsgerichtshof

3 8 4 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 17. Juli 1981 betreffend die
Durchführung des Bundesrechenamtsgesetzes
im Wirkungsbereich des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft (10. Bundes-

rechenamtsverordnung)

Auf Grund der §§ 4 und 8 Abs. 1 des Bundes-
rechenamtsgesetzes, BGBl. Nr. 123/1978, wird
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, hinsichtlich des § 4
dieses Gesetzes auch im Einvernehmen mit dem
Rechnungshof, verordnet:

§ 1. Das Bundesrechenamt übernimmt im Wir-
kungsbereich des Bundesministeriums für Land-
und Forstwirtschaft die im § 2 Abs. 1 Z 1 und 7
des Bundesrechenamtsgesetzes genannten Auf-
gaben, ausgenommen die Mitwirkung bei der Be-
rechnung und die Zahlbarstellung der Geld-
leistungen für Bedienstete, die nach Kollektiv-
vertrag entlohnt werden, sowie für Anlernkräfte
und Lehrlinge.

§ 2. Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung
tritt die Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 30. April 1980, BGBl. Nr. 208,
außer Kraft.

Salcher

3 8 5 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 5. August 1981, mit der die Ver-
ordnung des Bundesministers für Justiz vom
23. November 1973, BGBl. Nr. 604, über die
Festsetzung von Mehrleistungszulagen für
Maschinschreibarbeiten (Schreib- und Ansage-

prämien) geändert wird

Auf Grund des § 18 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehalts-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird im

Einvernehmen mit 'dem Bundeskanzler und dem
Bundesminister für Finanzen verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Justiz
vom 23. November 1973, BGBl. Nr. 604, über
die Festsetzung von Mehrleistungszulagen für
Maschinschreibarbeiten (Schreib- und Ansage-
prämien) wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 2 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Normalleistung besteht in der Her-

stellung einer Schreibarbeit von drei Maschin-
schreibseiten innerhalb einer Stunde. Für die Er-
mittlung der Normalleistung und der sie über-
steigenden Mehrleistung sind nur Schreibarbeiten
zu zählen, die von Bediensteten (tatsächlich durch
Anschlag auf der Maschine erbracht wurden. Eine
Seite hat 32 Zeilen mit je mindestens 55 Buch-
staben oder Zwischenräumen zu enthalten."

2. Dem § 2 ist folgender Abs. 3 anzufügen:
„(3) Die unter Verwendung einer Text-

bearbeitungsmaschine oder Textverarbeitungs-
maschine hergestellten Schreibarbeiten zählen für
die Ermittlung der Normalleistung und der sie
übersteigenden Mehrleistung im Umfang der
von Bediensteten tatsächlich durch Anschlag auf
der Maschine erbrachten Schreibarbeiten. Die für
das Korrigieren, Ergänzen und Ausdrucken ge-
speicherter Texte erforderlichen Arbeiten zählen
aber für die Ermittlung der Normalleistung und
der sie übersteigenden Mehrleistung in der
Weise, daß bei der Herstellung des Erstdruckes
der Reinschrift zusätzlich eine halbe Seite pro
gespeicherter Seite zu rechnen ist. Mit dieser
Pauschalierung sind auch alle anderen Arbeiten,
die für die Bedienung einer Textbearbeitungs-
maschine oder Texitverarbeitungsmaschine und
für die Herstellung von Ausdrucken erforder-
lich sind, abgegolten."
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3. Dem § 3 Abs. 1 ist folgender Satz anzufügen:
„Unter Ansage ist sowohl die unmittelbare
mündliche Ansage als auch die mittelbare Ansage
unter Verwendung eines Schallträgers zu ver-
stehen."

4. Der erste Satz des § 3 Abs. 2 hat zu lauten:
„Die Schreibprämie beträgt 0,037 vH und die
Ansageprämie 0,0056 vH des Gelhaltes (ein-
schließlich allfälliger Teuerungszulagen) der Ge-
haltsstufe 2 der Dienstklasse V der Beamten der
Allgemeinen Verwaltung."

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1981 in
Kraft.

Broda

3 8 6 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 30. Juli 1981 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 124 Königswiesener Straße im Bereich

der Gemeinden Bad Zell und Pierbach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 239/1975 und 294/1978
wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der
B 124 Königswiesener Straße wird im Bereich
der Gemeinden Bad Zell und Pierbach wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 20,99 (ak)/km 23,39 (neu), etwa 250 m
von der Abzweigung der Landesstraße L 572
Naarntalstraße entfernt, verläuft sodann in ge-
streckterer Linienführung unter Kreuzung bzw.

teilweiser Mitbenützung des Altbestandes und
bindet bei km 26,72 (alt)/km 29,15 (neu) wieder
in den Bestand ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Oberösterrieichischen
Landesregierung sowie bei den Gemeinden Bad
Zell und Pierbach aufliegenden Planunterlagen
(Plan Nr. 79/78 im Maßstab 1 :2 880) zu er-
sehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenteil Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Sekanina

3 8 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 31. Juli 1981 über die Aufhebung des
§ 87 Abs. 6 Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß § 64
des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953, BGBl.
Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 25. Juni 1981, G 15 bis 20/81,
G 27 bis 30/81, G 37, 38, 43/81, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 27. Juli 1981, den § 87
Abs. 6 des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979,
BGBl. Nr. 333, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 31. Mai
1982 in Kraft.

(3) Der Verfassungsgerichtshof hat weiters
ausgesprochen, daß frühere gesetzliche Bestim-
mungen nicht wieder in Kraft treten.

Kreisky


